Anlage 2 GRDrs 480/2010

Grundsätze für die Förderung der Betriebsausgaben von sonstigen Tageseinrichtungen für Kinder 
(ohne Einrichtungen der Evang. und Kath. Kirche und 

ohne Betriebskindertagesstätten)
 gültig ab 01.01.2009
Präambel:

Auf der Grundlage von § 74 SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfegesetz) und § 8, Abs. 1-6 KiTaG fördert die Stadt Stuttgart nach der Möglichkeit ihrer Haushaltsmittel Träger von öffentlich zugänglichen Kindertageseinrichtungen (incl. Horte).

Öffentlich zugängliche Tageseinrichtungen für Kinder dienen grundsätzlich der Versorgung von Stuttgarter Kindern und damit der Erfüllung des gesetzlichen Rechtsanspruchs gem. § 24 und 24a SGB VIII, der sich an den öffentl. Träger der Jugendhilfe (Stadt Stuttgart) richtet.

Das Fördersystem basiert auf einem belegungsunabhängigen Festbetrag pro Gruppe und einer belegungsabhängigen Förderung. Einzelheiten werden in entsprechenden Zuwendungsvereinbarungen geregelt.
Fördervoraussetzungen
Bei Vorliegen einer schriftlichen Vereinbarung zwischen der Stadt und dem Träger (Einverständniserklärung zur Förderrichtlinie) erfolgt die Förderung von Einrichtungen/Gruppen, die in die Bedarfsplanung der Stadt Stuttgart aufgenommen wurden, auf der Grundlage dieser Richtlinie. Bei fehlendem Einverständnis erhält der Träger die gesetzlich festgelegte Mindestförderung nach § 8 Absatz 2 und 3 KiTaG, sofern die Einrichtung/Gruppe in die Bedarfsplanung der Stadt Stuttgart aufgenommen wurde.

Voraussetzung für die Förderung ist außerdem, dass

· der Träger mit dem Jugendamt die Stuttgarter Vereinbarung zum Schutz des Kindeswohls (§ 8a SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfegesetz) sowie

· die Vereinbarung zur Sicherung des Datenschutzes (§ 61 (3) SGB VIII) abgeschlossen hat.

· Er seine Stammdaten (Adresse, Kommunikationsdaten) gegenüber dem Jugendamt aktuell hält und

· er die Fördergrundsätze und die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen der Stadt Stuttgart schriftlich anerkennt.
· eine gültige Betriebserlaubnis des Landesjugendamts (KVJS) vorliegt.

Fördergrundsätze:


1. Belegungsunabhängige Förderung:

Es gelten unterschiedlich nach Angebotsform pro Gruppe folgende Förderbeträge:

	Angebotsform


	Verwaltungs-ausgaben

	Fachberatung
	Miete/Abschreibung

	Kindergarten

und VÖ 0-3
	4.180 €
	1.280 €


	3.900 € Abschreibung 
bzw. 90% der Kaltmiete

	Ganztagesein-richtungen (ohne Krippen)


	4.180 €
	1.280 €


	5.000 € Abschreibung
bzw. 90% der Kaltmiete

	Krippen
	4.180 €
	1.280 €


	2.500 € Abschreibung 
bzw. 90% der Kaltmiete


Mit den Pauschalen für die Verwaltungsausgaben und für die Abschreibung sind diese Ausgabenbereiche vollständig abgegolten.
2. Belegungsabhängige Förderung:

Dieser Förderbaustein enthält Zuschüsse für wie in städt. Einrichtungen eingruppiertes Personal (Fachpersonal, Praktikanten/-innen, Vertretungskräfte, Fortbildung,) und Sachkosten (für Instandhaltung am Gebäude, Schönheitsreparaturen, Pflege und Unterhaltung von Außenanlagen, Steuern, Reinigung, Heizung, Energie, Mietnebenkosten, Büromaterial, Telefonkosten, Spielmaterial, etc.. Davon abweichende Regelungen können nur im Einzelfall und auf Antrag getroffen werden.
Sachkostenpauschale Kindergartengruppen:  


10.588 € 

Sachkostenpauschale Ganztagesgruppen:  


16.917 €

Fachpersonalkostenpauschale:




41.310 €




Schuldendienst, vermögenswirksame Ausgaben und Investitionsmaßnahmen über 1.500 € gehören nicht zu den hier bezuschussten Ausgaben.
GTE-Gruppen ohne Horte haben eine tägliche Öffnungszeit von 8 und mehr Stunden.

Horte haben eine tägliche Öffnungszeit von 6 und mehr Stunden. In den Ferienzeiten beträgt die tägliche Öffnungszeit der Horte 8 und mehr Stunden.

Die Fördersätze werden an die jeweils gültige „Satzung über die Benutzung von städtischen Tageseinrichtungen für Kinder des Jugendamts der Landeshauptstadt Stuttgart“ angepasst. 
2.1. Es gelten folgende Beträge für einen Platz, der ein Jahr mit einem Stuttgarter Kind belegt ist:

Förderung ab 01.01.2009
 bis 30.08.2010







	Angebotsform
	Stellen-schlüssel
	Platzzahl pro Gruppe



	Förderung 

Stuttgarter 

Kinder


	

	Krippe



	2,38
	10
	€ 11.020.-*
	

	GTE 3-6


	2,38
	20
	€ 4.785.-*
	

	GTE 6-12 / Hort


	2,04
	20
	€ 4.747.-*
	

	GTE 0-6


	2,38
	15
	€ 6.748.-*
	

	GTE 0-10


	2,26
	15
	€ 6.380.-*
	

	GTE 3-10


	2,26
	20
	€ 4.509.-*
	

	GTE/Kiga betriebsform- u. altersgem


	2,2
	20
	€ 4.401.-*
	

	VÖ 3-6 


	2,0
	25
	€ 3.296.-*
	

	VÖ 0-3


	2,25
	12
	€ 7.839.-*
	

	Regel



	2,0
	28
	€ 2.890.- *
	

	Altersgem. Kiga


	2,0
	18
	€ 5.026.-*
	

	Halbtageskiga


	1,5
	28
	€ 1.924.-*
	

	* Basis: Elterngebühr 0,63 € pro Betreuungsstunde


Förderung ab 01.09.2010











	Angebotsform
	Stellen-schlüssel
	Platzzahl pro Gruppe



	Förderung 

Stuttgarter 

Kinder


	

	Krippe



	2,38
	10
	€ 10.390.-*
	

	GTE 3-6


	2,38
	20
	€ 4.626.-*
	

	GTE 6-12 / Hort


	2,04
	20
	€ 4.629.-*
	

	GTE 0-6


	2,38
	15
	€ 6.468.-*
	

	GTE 0-10


	2,26
	15
	€ 6.113.-*
	

	GTE 3-10


	2,26
	20
	€ 4.370.-*
	

	GTE/Kiga betriebsform- u. altersgem


	2,2
	20
	€ 4.266.-*
	

	VÖ 3-6 


	2,0
	25
	€ 3.186.-*
	

	VÖ 0-3


	2,25
	12
	€ 7.259.-*
	

	Regel



	2,0
	28
	€ 2.780.- *
	

	Altersgem. Kiga


	2,0
	18
	€ 4.916.-*
	

	Halbtageskiga


	1,5
	28
	€ 1.851.-*
	

	* Basis: Elterngebühr 0,73 € pro Betreuungsstunde


2.2.  Essenzuschuss für Kinder in Ganztageseinrichtungen und einzelnen VÖ-Einrichtungen

ab 01.01.2009 bis 30.08.2009: 
1,30 € pro Essen pro Stuttgarter Kind

ab 01.09.2010



1,10 € pro Essen pro Stuttgarter Kind

2.3. Bonuscard

Für jedes Stuttgarter Kind, für das eine Bonuscard nachgewiesen wird, erhält der Träger einen jährlichen Zuschuss von 100 €. Zuschussrelevant ist die Anzahl der am 1. März des Jahres angemeldeten Bonuscard-Kinder.

Der Zuschuss ist für Angebote und Maßnahmen aus den Bereichen Ernährung (inkl. Frühstücksangebot), Bewegung, Musik und Kultur zu verwenden. 

2.4. Platz-Sharing

Werden in einer Gruppe einzelne Plätze von mehreren Kindern belegt (Platz-Sharing) so wird für jeden geteilten Platz ein Zuschuss in Höhe von 2.000 Euro gewährt. Das Platz-Sharing ist zu beantragen und begrenzt sich auf die Regelungen der Betriebserlaubnis.


Platzzahlen


Es werden die oben angegebenen (s. 2.1.) Platzzahlen zugrundegelegt. Weicht die Betriebserlaubnis davon ab, wird die Anzahl der Plätze nach Betriebserlaubnis für die Berechnung herangezogen. Die Förderbeträge nach 2.1 ermäßigen oder erhöhen sich dann nach der Formel:







Betrag nach Zif. 2.1 x Platzzahl nach Zif. 2.1

Förderung pro belegter Platz =

------------------------------------------------------------








Anzahl der Plätze nach Betriebserlaubnis

Die Träger haben dem Jugendamt für Stichproben Einblick in die Anmeldeunterlagen zu gewähren.


Rücklagenbildung


Der Träger kann aus nicht verwendeten Finanzmitteln Rücklagen bilden. Diese ist pro Jahr auf 5% des möglichen städtischen Zuschusses (vor der Begrenzung auf den tatsächlichen Fehlbetrag) begrenzt. Die Rücklagen sind für die Erfüllung der Aufgaben der Tageseinrichtung oder für damit zusammenhängende Investitionen zu verwenden. Rücklagen müssen nach 3 Jahren aufgelöst werden. Bei begründeten, vorgesehenen Investitionsmaßnahmen kann die Frist vom Jugendamt verlängert werden.

Abschreibung/Miete

Es werden 90% der anerkannten Kaltmietkosten bezuschusst. Die Mietverträge sind dem Jugendamt vorzulegen. 

Es bestehen folgende Begrenzungen bezüglich der Miethöhe und Mietfläche:

Miethöhe: bis 8 €/qm in Randlage, bis 10 €/qm in Citylage (Inneren Stadtbezirke)
Mietfläche: Kindergarten und GTE: 144 qm, Krippe 130 qm

Bei Neubauten bzw. Umbauten kann im Einzelfall von den oben festgelegten Eckwerten abgewichen werden.

Kalkulatorische Mieten werden nicht anerkannt.
Die Förderung für Mieterhöhungen ist beim Jugendamt zu beantragen. 

Ausgeschlossen sind Mietverträge zwischen verschiedenen juristischen Personen unterhalb eines Trägerdaches. Das Jugendamt behält sich vor, Mietverträge dann im Einzelfall nicht anzuerkennen.

Bestehende Mietverträge, die vor dem 01.01.2006 bezuschusst wurden werden hinsichtlich der Fläche und des qm-Preises anerkannt.

Die Abschreibungspauschale gilt für Bestandsobjekte. Für neue Objekte wird eine Abschreibung von 2% nach Abzug der öffentlichen Zuschüsse berechnet. Die Bezugsgröße ist maximal die vertraglich vereinbarte Investitionssumme


Auswärtige Kinder 
Der Träger bekommt für jedes auswärtige Kind als Gesamtzuschuss (für belegungsunabhängige und belegungsabhängige Förderung) den Ausgleichsbetrag, den die Stadt Stuttgart von der Wohnsitzgemeinde erhält, zuzüglich der jeweiligen Finanzausgleichsmittel, höchstens jedoch den Gesamtzuschuss für ein Stuttgarter Kind. Die gesetzliche Mindestförderung für den einzelnen Platz wird garantiert.

Kinder, die aus Stuttgart wegziehen, werden ab dem Monat nach Wegzug als auswärtige Kinder gefördert.

Auswärtige Schulkinder werden nicht bezuschusst.

Ab 01.08.2010 gilt für die Aufnahme von auswärtigen Kindern folgendes Verfahren:

1. Sofern Stuttgarter Kinder auf der Warteliste einer Einrichtung stehen, können keine auswärtigen Kinder aufgenommen werden.

2. Stehen keine Stuttgarter Kinder auf der Warteliste einer Einrichtung, muss ein freier Platz, der mit einem auswärtigen Kind belegt werden soll, der Eltern-Informationsstelle beim Jugendamt gemeldet werden.

3. Wird dieser Platz innerhalb von vier Wochen nicht von einem Stuttgarter Kind beansprucht, kann dieser Platz mit einem auswärtigen Kind belegt werden.

4. Der Träger muss bei der Aufnahme des Kindes der Dienststelle Förderung freier 

Träger die Daten des auswärtigen Kindes übermitteln.

5.  Hält sich ein Träger nicht an dieses Verfahren, begrenzt sich die Förderung für die   

     jeweilige Einrichtung auf die gesetzliche Mindestförderung.

Besitzstandsregelung:

Auswärtige Kinder, die vor dem 01.01.2006 in Stuttgarter Kindertageseinrichtungen aufgenommen wurden, werden bis zum Schuleintritt weiterhin wie Stuttgarter Kinder behandelt.

Schulkinder, die vor dem 01.01.2006 in einem Hort aufgenommen wurden, werden bis zum Austritt aus der Horteinrichtung wie Stuttgarter Kinder behandelt.

Behinderte Kinder – Integrative Gruppen

Es kann eine Platzreduzierung bei der Aufnahme von behinderten Kindern erfolgen. Die Reduzierung hängt von der Art der Behinderung ab und wird im Rahmen des Gesamtplans/Hilfeplans des Gesundheitsamts geregelt.

Eine Personalaufstockung ist über Mittel aus der Integrationshilfe möglich.

Aufnahme Zweijähriger

VÖ-, Regelkindergarten- und altersgemischte Kindergarten- Angebote können ohne eine Angebotsumstellung zu beantragen mit zweijährigen Kindern belegt werden, wenn

- keine Anmeldungen von Rechtsanspruchkindern vorliegen und

- die Zweijährigen in der Statistik monatlich ausgewiesen sind und

- nicht mehr als 5 Zweijährige pro Gruppe aufgenommen werden und

- eine Zustimmung der Jugendhilfeplanung vorliegt.

Sind diese Voraussetzungen erfüllt, wird die Gesamtplatzzahl entsprechend den Vorgaben des LJA  reduziert (diese reduzierten Plätze gelten als einfach belegt). Das erste zweijährige Kind belegt einen Platz, jeder weitere mit einem Zweijährigen besetzte Platz belegt 2 Plätze. Eine weitere Bezuschussung bzw. Anhebung des Stellenschlüssels erfolgt nicht.

Landeszuschüsse Hort 
Der Landeszuschuss für Hort  wird von dem errechneten Förderbetrag nach 1. und 2. abgezogen.
Berechnung der Erstattung von Essensbeiträgen, Elterngebühren für Eltern, die eine Bonuscard bzw. Familiencard nachweisen

Bonuscardberechtigt sind SGB II-Empfänger (ALG II), SGB XII-Empfänger und sog. Schwellenhaushalte nach einer vom Gemeinderat festgelegten Einkommensgrenze. 

Für Kinder bis Vollendung des 6. Lebensjahres ist die Bonuscard der Eltern/ Erziehungs-berechtigten bzw. ab Vollendung des 6. Lebensjahres die Bonuscard des jeweiligen Kindes maßgebend. 
Familiencardberechtigt sind Familien mit 1 bis 3 Kindern, deren Vorjahreseinkommen einer vom Gemeinderat festgelegten Einkommensgrenze nicht übersteigt. Familien mit vier und mehr Kindern, erhalten die Familiencard unabhängig von der Höhe ihres Einkommens.
Für Stuttgarter Kinder, für die dem Träger eine gültige Bonuscard vorliegt, können ab dem 01.02.2009 die Elternbeiträge verringert und das Essensgeld auf 1 € je Essen reduziert werden. Ab dem 01.08.2010 gilt in der städt. Gebührensatzung für Familiencardbesitzer eine eigene Besuchsgebühr (68 cent/ Stunde, geringerer Krippenzuschlag).

Sofern der Träger dem Jugendamt die Übernahme dieser Regelungen in seinen Einrichtungen schriftlich bestätigt, werden dem Träger die entgangenen Einnahmen wie folgt erstattet:

· Der Erstattungsbetrag für die Betreuungsgebühr bei Kindern mit Bonuscard errechnet sich auf der Basis der städt. Gebührensatzung zuzüglich eines Aufschlags von max. 20 %, sofern die tatsächlichen Elternbeiträge höher sind, als die jeweiligen städtischen Gebühren. Hierbei ist maßgeblich, wie viele Kinder (bis unter 18 Jahren) im Haushalt leben.
· Wird eine gültige Bonuscard nachgewiesen, kann das Essensgeld auf 1 Euro je Essen reduziert werden. Berechnungsgrundlage für die Reduzierung ist der Differenzbetrag zwischen den Tagesessensgebühren nach der städtischen Gebührensatzung und 1 €. 
· Für Kinder von Familiencardinhabern wird auf entsprechenden Nachweis (Vorlage der Familiencard und „Kontoauszug“ des jeweiligen Kalenderjahres), die Differenz zwischen der vergleichbaren städt. Gebühr ohne Familiencard zur Gebührt mit Familiencard zuzügl. eines Zuschlags von max. 20% erstattet. Hierbei ist maßgeblich, wie viele Kinder (bis unter 18 Jahren) im Haushalt leben.

· Die Erstattung (Betreuung und Essen) bezieht sich auf 11 Monatsbeiträge.
Die Erhebung der Reduzierungen erfolgt über eine zusätzliche Anlage des jährlichen Verwendungsnachweises, in der die Kinder namentlich und mit Bonuscard- oder Familiencardnummer aufgeführt werden müssen.


Schließtage

Der Pro-Platz-Zuschuss bezieht sich auf eine ganzjährige Öffnung bei insgesamt max. 23 Schließtagen im Jahr. Wenn die Betreuung der Kinder in anderen Gruppen oder Nachbareinrichtungen möglich ist, kann sich die Anzahl der Schließtage auf max. 30 im Jahr erhöhen. Bei mehr Schließtagen erfolgt eine entsprechende Kürzung des Zuschusses. 

Der 24.12. und der 31.12. eines Jahres zählen als Feiertag.

Erhebung der belegten Plätze

Erhoben wird grundsätzlich die durchschnittliche monatliche Belegung. Bei der Förderberechnung wird der am schlechtesten belegte Monat nicht berücksichtigt.

Bei Einrichtungen, mit denen eine Vereinbarung zur Gesamtversorgung im Sinne des Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz vereinbart wird, werden bei den Kindergartenangeboten die beiden jeweils schlechtesten Monate nicht berücksichtigt.
Ein Ausgleich durch Überbelegungen in einzelnen Monaten ist möglich. Zudem kann mit der Überbelegung einer Gruppe die Unterbelegung einer anderen Gruppe ausgeglichen werden. Es wird maximal eine 100%-Auslastung der genehmigten Angebotsformen gefördert.

Betriebsbelegte Plätze

Sofern in einer Einrichtung Plätze vorhanden sind, die nicht öffentlich nachgefragt sind, können Betrieben für diese Plätze ein Belegrecht eingeräumt werden. Dieses Belegrecht ist vom Jugendamt schriftlich zu genehmigen.

Für diese Plätze erhält der Träger eine Förderung auf der Grundlage der Interkommunalen Ausgleichsbeträge zuzügl. der FAG-Mittel (63%, bzw.75% von pauschalierten Kosten), max. jedoch den Gesamtzuschuss für ein Stuttgarter Kind.


Übernahme von sonstigen Kosten und Gebühren

Das Jugendamt übernimmt die Kosten für Besuche der Kinder in den von den Kur- und Bäderbetrieben verwalteten Hallen- und Freibädern im Rahmen der internen städtischen Verrechnung. Ebenso werden die Gebühren für die Nutzung von Sporthallen des Schulverwaltungsamts und des Sportamtes durch Kindergruppen im Rahmen der internen Verrechnung übernommen.


Ein- und zweigruppige Einrichtungen

Ein- und zweigruppige Einrichtungen (bis max. 40 Plätze) erhalten einen Förderbetrag von 2.750 € pro Jahr und Einrichtung. (Altersgemischte Kindergartengruppen werden wie VÖ-Gruppen gewertet).

Antragstellung und Abrechnung mit der Stadt Stuttgart und Vorauszahlungen

Bestehende Angebote, die in die städtische Bedarfsplanung aufgenommen wurden, werden dauerhaft gefördert. Bei Angebotsumstellung und Angebotserweiterung ist zwingend ein fristgerechter Antrag zu stellen.

Die Träger haben ihre Abrechnungen einrichtungsbezogen bis zum 30.04. des folgenden Kalenderjahres mit einem Verwendungsnachweis, der von der Stadt zu Beginn des Folgejahres zugeschickt wird, nachzuweisen. Die Abrechnung des Vorjahres erfolgt grundsätzlich bis Jahresende.

Die Träger sind verpflichtet:
· sich an den jährlichen regionalen Planungsrunden zur Bewertung der Versorgungs- und Bedarfslage zu beteiligen,
· bis zum 01.04. die jährliche Erhebung von Bestand und Belegung zum Stichtag 01.03. und

· bis zum 15.07. die jährliche Erhebung des Fehlbedarfs nach Ablauf des Anmeldeverfahrens zum Stichtag 15.06. einzureichen.

Kommt ein Träger diesen Verpflichtungen nicht nach, kann der städt. Zuschuss pro Gruppe um jährlich 5.000 € gekürzt werden.

Außerdem hat er sich an der Statistik der Kinder- und Jugendhilfe II.1 (Kinder und tätige Personen in Tageseinrichtungen) des Statistischen Landesamtes BW zum Stichtag 1.3. eines Jahres zu beteiligen und eine Mehrfertigung der Meldung bzw. ein Nachweis über einen online-Eintrag dem Verwendungsnachweis beizulegen.

Erfolgt die Meldung an das Statistische Landesamt nicht, so wird der städtische Förderbetrag ab dem Jahr 2009 in Höhe der der Stadt entgangenen Mittel aus dem Finanzausgleich (FAG-Mittel) reduziert. 

Die Stadt Stuttgart leistet im laufenden Haushaltsjahr vierteljährliche Abschlagszahlungen (Raten), um die Betriebsführung zu gewährleisten. Die Ratenzahlungen werden nach der Festsetzung des Förderbetrages mit der Fördersumme verrechnet. Die Höhe der Ratenzahlungen ergibt sich aus dem voraussichtlichen Zuschuss.  


Begrenzung der Förderhöhe und Garantie der Mindestförderung

Die Summe aus Landeszuschuss, tatsächlichen Elternbeiträgen und der maximalen städtischen Förderung darf nicht den förderfähigen Gesamtaufwand überschreiten. Bei einer Überschreitung wird der städtische Zuschuss entsprechend gekürzt. 

Die notwendigen Angaben zur Überprüfung sind im Verwendungsnachweis aufzuführen. Zum förderfähigen Gesamtaufwand gehören die Abschreibungspauschale und die Pauschale für die Verwaltungsausgaben der Förderrichtlinie. Die gesetzliche Mindestförderung nach § 8 KiTaG Absatz 2 und 3 wird garantiert. Die förderfähigen Betriebsausgaben der einzelnen Angebotsformen werden gegebenenfalls auf die Erforderlichkeit und Angemessenheit überprüft.

Mit Inkrafttreten dieser Fördergrundsätze werden alle bisherigen Zuschussrichtlinien und etwaige abweichende Einzelvereinbarungen für diesen Förderbereich gegenstandslos. 


Förderung der Schülertagheime

Schülertagheime erhalten pro Gruppe 22.030 €. Eine Gruppe umfasst 20 Stuttgarter Kinder bis unter 14 Jahren. Es werden Teilgruppen gerechnet.
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